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Vorblatt 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Jugend^ 
Familie und Gesundheit) 


A. Probleme 

1. Eine Anhebung der Kindergeldsätze für das vierte und die 
weiteren Kinder ist dringend erforderlich, nachdem durch 
das Zweite Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Bundes- 
kindergeldgesetzes vom 16. Dezember 1970 eine Anpassung 
der Sätze an die wirtschaftliche Entwicklung nicht erfolgt ist. 
(CDU/CSU-Antrag — Drucksache W2267 — ) 

2. Die Jahreseinkommensgrenze von zur Zeit 13 200 DM, die 
für die Gewährung von Kindergeld an Personen mit zwei 
Kindern gilt, muß auf Grund der allgemeinen Einkommens- 
entwicklung erhöht werden. Die Erhöhung ist familien- und 
sozialpolitisch geboten, weil sonst ein erheblicher Teil der 
Personen, die durch die letzte, zum 1. September 1970 wirk- 
sam gewordene Anhebung der Einkommensgrenze Anspruch 
auf Zweitkindergeld erhalten haben, diesen Anspruch be- 
reits zum 1. Januar 1972 wegen des Wechsels des Berech- 
nungsjahres wieder verlieren würde. (Regierungsentwurf 
— Drucksache VI/2643 — ) 


B. Lösungen 
zu 1 : 

Der Gesetzentwurf, der die Anhebung der Kindergeldsätze ab 
viertem Kind um je 10 DM ab 1. Juli 1971 vorsieht, fand keine 
Mehrheit. 

zu 2: 

Der Gesetzentwurf, der die Erhöhung der für das Zweitkinder- 
geld maßgeblichen Einkommensgrenze vom 1. Januar 1972 an 
von 13 200 DM auf 15 000 DM vorsieht, wurde einstimmig an- 
genommen. 
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C, Alternativen 


zu 1: 

Anhebung nur des Viertkindergeldes 

zu 2: 

keine 


D. Kosten 
zu 1: 

Der jährliche Finanzbedarf für die vbrgeschlagene Maßnahme 
beläuft sich auf 150 Millionen DM. Die Kosten für 1971 belaufen 
sich auf 75 Millionen DM. Die Finanzierung ist nach Auffassung 
der CDU/CSU sichergestellt, weil die Ansätze für das Kinder- 
geldgesetz in der mittelfristigen Finanzplanung nicht voll aus- 
geschöpft werden, weil nach ihrer Meinung die derzeitigen 
Geburtenzahlen erneut unter den Vorausschätzungen liegen 
und weil der Finanzbedarf für die Anhebung der Einkommens- 
grenze für das zweite Kind niedriger liegt als vorausgeschätzt 
wurde. 

zu 2: 

Die neue Einkommensgrenze ist so gewählt worden, daß der 
Finanzaufwand für die Zahlung von Zweitkindergeld an Per- 
sonen mit zwei Kindern im Jahre 1972 nicht größer wird, als er 
im Jahre 1971 auf Grund der zur Zeit geltenden Einkommens- 
grenze voraussichtlich sein wird. In diesem Sinne ist die vorge- 
sehene Erhöhung der Einkommensgrenze ausgabenneutral. Die 
Beibehaltung der Jahreseinkommensgrenze von 13 200 DM 
würde im Jahre 1972 zu einer Einsparung von etwa 50 Millionen 
DM führen. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit 

(12. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf 
eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Bundeskindergeld- 
gesetzes 

— Drucksache VI/2267 — 


über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Bundeskindergeld- 
gesetzes 

— Drucksache VI/2643 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Stommel 


Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
behandelte in seiner Sitzung am 21. Oktober 1971 
die ihm vom Plenum des Deutschen Bundestages in 
dessen 135. Sitzung am 23. September 1971 bzw. in 
dessen 140. Sitzung am 13. Oktober 1971 über- 
wiesenen Gesetzentwürfe. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
die Entwürfe, die ihm zur Mitberatung überwiesen 
worden waren, in seiner Sitzung am 21. Oktober 
1971 behandelt und mit Mehrheit vorgeschlagen, den 
Entwurf der CDU/CSU -Fraktion abzulehnen, und 
einstimmig empfohlen, den Regierungsentwurf an- 
zunehmen. Der Haushaltsausschuß wird seine Mit- 
beratung in der Sitzung am 10. November 1971 
durchführen. Er hat sich damit einverstanden er- 
klärt, daß der Bericht des federführenden Aus- 
schusses vorab gedruckt wird und etwaige abwei- 
chende Beschlüsse des Haushaltsausschusses mit der 
Stellungnahme des federführenden Ausschusses ggf. 
in einem Ergänzungsbericht nachgereicht werden. In 
jedem Falle wird der Haushaltsausschuß einen Be- 
richt nach § 96 GO abgeben. 


Im federführenden Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit wurde zur Begründung des An- 
trages der CDU/CSU darauf hingewiesen, daß Fa- 
milien mit vier und mehr Kindern nicht bis zur end- 
gültigen Reform des Familienlastenausgleichs ohne 
AufstocScung des Kindergeldes gelassen werden dürf- 
ten, zumal bei der letzten Kindergeldverbesserung 
die Leistungen für vierte und weitere Kinder un- 
verändert geblieben seien. 

Die Vertreter der CDU/CSU vertraten die Auf- 
fassung, daß die benötigten finanziellen Mittel nach 
der bisherigen Ausgabenentwicklung in diesem 
Jahr und unter Berücksichtigung der Tatsache, daß 
in diesem Jahr Nachzahlungen an Zweitkindergeld 
für das letzte Jahresdrittel 1970 in Höhe von rd. 
50 Millionen DM geleistet werden mußten, im Kin- 
dergeldansatz 1971 vorhanden wären. 

Demgegenüber wies der Vertreter der Bundes- 
regierung darauf hin, daß der Kindergeldansatz für 
das Jahr 1971 (3,290 Mrd. DM) in den ersten drei 
Quartalen dieses Jahres mit 2,45 Mrd. DM zu nahe- 
zu 75 V. H. ausgeschöpft sei und daß — besonders 
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wegen der Zunahme der Zahl der ausländischen 
Arbeitnehmer — die restlichen gut 25 v. H. im 
letzten Quartal aller Voraussicht nach voll in An- 
spruch genommen würden; somit ständen Mittel zur 
Finanzierung einer Erhöhung von Kindergeldansät- 
zen nicht zur Verfügung. 

Die Vertreter der CDU/CSU hielten dies nicht für 
hinreichend gesichert und vertraten die Ansicht, daß 
in jedem Falle die Mittel vorhanden wären, wenn 
der Zeitpunkt des Inkrafttretens auf den 1. Oktober 

1971 verlegt würde. Sie stellten mit Bedauern fest, 
daß in dem Regierungsentwurf eines Haushalts- 
gesetzes für 1972 und im Finanzplan des Bundes 

1972 bis 1975 die bisherigen Ansätze für Kindergeld 
gekürzt worden seien, waren jedoch der Ansicht, 
daß auch die gekürzten Kindergeldansätze noch Kin- 
dergeldverbesserungen im Sinne des Antrages der 
CDU/CSU zuließen. 

Die Regierungsparteien bejahten im Grundsatz 
das Anliegen der Opposition, sahen jedoch ange- 
sichts der Haushaltslage keine Möglichkeit, diesem 
Rechnung zu tragen. 


Der Ausschuß hat sich mit den Stimmen der Frak- 
tionen der SPD und FDP mehrheitlich gegen die 
Annahme des Entwurfs der CDU/CSU-Fraktion und 
gegen einen während der Sitzung gestellten Hilfs- 
antrag der CDU/CSU, wenigstens eine Erhöhung 
des Kindergeldes für das vierte Kind um 10 DM 
monatlich ab 1. Juli 1971 zu beschließen, ausge- 
sprochen. Weiterhin hat er mit den Stimmen der 
Regierungsparteien beschlossen, den Entschließungs- 
antrag der CDU/CSU-Fraktion vom 11. Februar 1971 
als erledigt anzusehen, mit dem die Bundesregie- 
rung ersucht wurde, noch im Jahre 1971 einen Ge- 
setzentwurf vorzulegen, der die Anpassung der Kin- 
dergeldsätze an die veränderten Kaufkraftverhält- 
nisse vorsieht (Umdruck 158, Anlage 9 zum Steno- 
graphischen Bericht über die 102. Sitzung des Bun- 
destages am 12. Februar 1971). 

Den Regierungsentwurf auf Erhöhung der Ein- 
kommensgrenze von 13 200 DM auf 15 000 DM jähr- 
lich hat der Ausschuß aus den in der schriftlichen 
Begründung zu Drucksache VI/2643 angegebenen 
Gründen einstimmig befürwortet. 


Bonn, den 21. Oktober 1971 


Frau Stommel 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2643 — un- 
verändert anzunehmen; 

2. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2267 — und 
den Entschließungsantrag — - Umdruck 158 — 
durch die Beschlußfassung zu Nummer 1 für er- 
ledigt zu erklären. 


Bonn, den 21. Oktober 1971 


Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 


Haudc 

Vorsitzender 


Frau Stommel 

Berichterstatterin 



